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Erweiterung des Gewerbegebietes Eisenstraße 

 

Textliche Festsetzungen 

1. Art der baulichen Nutzung 

(1) Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO sind im Gewerbegebiet die Ausnahmen gemäß § 8 Abs 3 
Nr. 2 und 3 BauNVO nicht zulässig. 

(2) In dem Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten 
nicht zulässig. Zentrenrelevante Branchen sind: Bekleidung, Schuhe, Lederwaren, 
Sportartikel, Bücher, Schreibwaren, Spielwaren, Musikinstrumente, Hausrat (Glas-
Porzellan-Keramik), Geschenkartikel, Foto und Film, Optik, Uhren und Schmuck, 
Heimtextlilien und Kurzwaren, Unterhaltungselektronik (TV, HiFi, CD etc.). 

2. Höhenbegrenzung 

 Gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB wird die zulässige Gebäudehöhe in den Gewerbegebieten 
auf 11 m begrenzt. 

 Als Gebäudehöhe gilt das Maß zwischen Oberkante Fahrbahn und der Oberkante der 
Dachhaut. Unterer Bezugspunkt ist die Oberkante Erschließungsstraßenmitte 
(nächstliegender Punkt zum Gebäude).  

 Ausnahmen: Bei technisch bedingten Anlagen wie Schornsteinen, Abluftkaminen, 
Masten und ähnlichem, ist eine Überschreitung der zulässigen Gebäudehöhe möglich. 

3. Grünordnungsmaßnahmen 

(1) Innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB sind die Gehölze auf den 
Wallhecken zu erhalten und zu ergänzen. In der vorgelagerten Grünfläche ist eine 
Versiegelung nicht zulässig. Im weiteren Verfahren ggf. Konkretisierung der 
Festsetzungen. 

(2) Pro 200 qm versiegelte Grundstücksfläche ist ein standortgerechter Laubbaum zu 
pflanzen. 

 



Hinweise 

Ver- und Entsorgung 

Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplänen der zuständigen 
Versorgungsunternehmen zu entnehmen. 

Im nordwestlichen Teil des Plangebietes verläuft eine Abwasserdruckrohrleitung DN 280 PE 
der EWE Wasser GmbH. Im Südwesten verläuft eine Gasleitung. 

Die Leitungen dürfen nicht durch Hochbauten oder eine geschlossene Fahrbahndecke, 
außer in Kreuzungsbereichen, überbaut werden In einem Schutzstreifen zur Leitung von 
5,00 m Breite (2,5 m links und 2,5 m rechts der Leitung, gemessen von der Rohrachse), 
dürfen Baulichkeiten nur mit entsprechenden Schutzmaßnahmen errichtet werden und keine 
tiefwurzelnden Bäume gepflanzt werden.  

Denkmalschutz 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das 
können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 
Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht 
werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) 
meldepflichtig und müssen dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege – 
Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, 26121 Oldenburg, – oder der unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist 
der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind 
nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige 
unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die 
Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

Gemäß der §§ 10 und 13 NDSchG bedürfen Erdarbeiten an einer Stelle, wo man weiß oder 
vermutet oder den Umständen nach annehmen muss, dass sich dort Kulturdenkmale 
befinden, einer Genehmigung der Denkmalschutzbehörde. Der Bauherr ist gegebenenfalls 
verpflichtet, vor Baubeginn auf Anforderung der Denkmalschutzbehörde archäologische 
Ausgrabungen durchführen zu lassen. 

Altablagerungen 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen oder 
Altstandorte zutage treten, so ist unverzüglich die untere Abfallbehörde (Landkreis 
Ammerland) zu benachrichtigen. 

Grundwasserschutz 

Das geplante Bauvorhaben liegt in der Schutzzone III b des Wasserwerkes Nethen. Die 
Interessen des Grundwasserschutzes sind zu berücksichtigen. Die ordnungsgemäße 
Ableitung von verunreinigtem Niederschlagswasser ist sicherzustellen. 

 


